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Mit dem Projekt sollen Kriterien 
für die Priorisierung kommuna-
ler Infrastrukturen entwickelt 
und diese langfristig mit der 
Finanzplanung koordiniert wer-
den. “Unser Ziel war die gene-
rationengerechte Finanzierung 
einer leistungsfähigen Infra-
struktur”, berichtet Dr. Henrik 
Scheller, Teamleiter Finanzen 
vom Deutschen Institut für Ur-
banistik in Berlin. Hierfür dürfe 
man sich nicht nur die Kern-
verwaltung anschauen, sondern 
müsse auch über den Tellerrand 
hinausschauen.
Mit einer langfristigen Infra-

strukturbedarfsanalyse bis 
2040 projizierte man für Köln 
Szenarien für den zukünftigen 
Infrastrukturbedarf und identi-
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fähigkeitsrechnung die Tragfä-
higkeitslücken des städtischen 
Haushaltes. Dr. Michael Thöne, 
geschäftsführender Vorstand 
des Finanzwissenschaftlichen 
Forschungsinstitutes der Uni-
versität Köln, betonte, dass die 
Zufriedenheit mit der Schwar-
zen Null nichts mit Tragfähig-
keit zu tun habe. “Man darf sich 
nicht auf den Lorbeeren einer 
Schwarzen Null ausruhen.” Das 
Kölner Tragfähigkeitskonzept 
sei grundsätzlich auf andere 
Kommunen übertragbar. Es 
müsse nun gelingen, mit diesem 
den innerstädtischen Diskussi-
onsprozess zu bereichern. Es sei 
nun spannend zu sehen, welche 
Erfahrungen Köln machen wer-
de und wie es die Möglichkeiten 
insbesondere zur Kommunika-
tion nutzen werde. 
Ein Dilemma sei jedoch, dass 

man bei der langfristigen Pla-
nung hohe Unsicherheiten da-
rüber habe, wie sich die Infra-
struktur in Zukunft entwickeln 
werde. Hätte man das Projekt 
bereits 1990 gemacht, wür-
de man heute sagen, dass das 
was da rauskam, völliger “Käse” 
sei. “Ich glaube nicht, dass wir 
prognostizieren können, wie die 
Technologie 2040 aussieht. Man 
kann immer nur Näherungswer-
te ermitteln, dennoch ist es not-
wendig, das zu tun”, betonte Dr. 
Jens Libbe, Leiter des Arbeitsbe-
reichs Infrastruktur, Wirtschaft 
und Finanzen beim Difu. Man 

habe es aufgrund von Technolo-
giesprüngen und der demogra-
�
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unsicheren Prozessen zu tun.

Unangenehme Wahrheiten 
erkennen

“Ich bin mir sicher, das 20 bis 
25 Prozent der Infrastruktur, für 
die ich in Schleswig-Holstein ver-
antwortlich war, unproduktiv 
ist”, machte Thomas Losse-Mül-
ler, ehemaliger Staatssekretär 
des Landes Schleswig-Holstein, 
auf dem Symposium deutlich. 
Problematisch sei beispielswei-
se auch hier die schon erwähn-
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“Wir fangen aktuell damit an, Ge-
burtskliniken zu schließen und 
die Altersmedizin auszubauen. 
In der späteren Generation wird 

es aber dieses Ungleichgewicht 
nicht mehr geben”, so Losse-
Müller. Hier sei daher strategi-
sche Planung notwendig.
“Wir geben heute weniger für 

die Infrastruktur aus als noch 
vor 20 Jahren”, kritisierte Losse-
Müller. Um dieses Problem zu 
lösen, dürfe man auch unange-
nehme Diskussionen wie bspw. 
über Steuererhöhungen oder 
Öffentlich Private Partnerschaf-
ten nicht scheuen. Wichtig sei 
es, sich hier ehrlich zu machen. 
“Und Frau Klug macht sich in 
Köln ehrlich”, betonte Losse-

Müller mit Blick auf die nachhal-
tige Finanzplanung der Stadt-
kämmerin Gabriele C. Klug.
“Wir haben uns daran gewöhnt, 

dass die öffentliche Infrastruk-
tur abgeranzt ist”, brachte es 
Prof. Dr. Dennis Hilgers von der 
Johannes-Kepler-Universität 
aus dem österreichischen Linz 
auf den Punkt. Daher sei es auch 
schwierig, von einem “Investi-
tionsrückstand” zu sprechen. 
Eine Untersuchung bei 75 Kom-
munen in Deutschland habe 
gezeigt, dass diese über sechs 
Jahre hinweg jährlich durch-
schnittlich zwölf Prozent ihres 
Eigenkapitals verloren hätten. 
Insgesamt habe der öffentliche 
Sektor ein Steuerungsproblem. 
Die Einführung der Doppik sei 
ein Ansatz gewesen, dieses zu lö-
sen. Im Kleinen zeige sich doch, 
wie schwer dies sei. 
Kai Petersen, Geschäftsführer 

der IKVS Interkommunale Ver-
gleichs-Systeme GmbH, hat mit 
seinem Unternehmen 2010 be-
gonnen, ein Steuerungssystem 
für Kommunen zu etablieren. 
Dieses bilde die Strukturdaten 
vollständig ab und biete so einer-
seits die Möglichkeit zum Ver-
gleich sowie andererseits die Op-
tion, auch Daten in die Zukunft 
einzuspielen, so Petersen. Aus 
seiner Erfahrung heraus sieht 
auch er die Schwachstelle nicht 
bei den Daten, sondern in den 
Verwaltungsleitungen, welche 
öfter den Mut haben müssten, 
sich gegenüber dem Parlament 
durchzusetzen.
Tragfähigkeitsberichte mit ei-

ner entsprechenden Langfrist-
perspektive kennt man in der 
Schweiz bereits seit 2008, wie 
Dr. Carsten Colombier erklärte, 
der bei der Eidgenössischen 
Finanzverwaltung für ökono-
mische Analyse und Beratung 
verantwortlich ist. Diese rich-
teten sich insbesondere an die 
Parlamentarier und vermittel-
ten diesen eine Einschätzung 
der zukünftigen Entwicklung 
und deren Auswirkungen auf 
die öffentlichen Haushalte. Da-
bei müsse aber klar sein: “Es ist 
eine Projektion, die Orientierung 
bieten soll, keine Prognose”, so 
Colombier. Dies werde mitunter 
verwechselt.

Unbestritten ist, dass der 
Schwerpunkt beim Thema 

“Gute Unternehmensführung” 
zunächst beim Organ Geschäfts-
führung liegt. Eine gute, hoch 
motivierte Geschäftsführung ist 
für eine “gute Unternehmens-
führung” – und somit auch für 
die Beteiligungssteuerung – ein 
wesentlicher Erfolgsfaktor. Mit 
Blick auf den privaten Sektor 
wurde der Fokus der Öffentlich-
keit zuletzt verstärkt auf das Or-
gan Aufsichtsrat gerichtet (z. B. 
auf den VW-Aufsichtsrat). 

Doppelfunktion führt zu Inter-
essenkonflikten

In den Aufsichtsräten kommu-
naler Unternehmen werden die 
Vertreter der öffentlichen Hand 
dabei oftmals mit sehr unter-

����
���������������������	-
plexen rechtlichen Anforderun-
gen konfrontiert. So kann eine 
Doppelfunktion als Vertreter der 
Stadt bzw. des Kreises und als 
Aufsichtsratsmitglied einer Be-
teiligungsgesellschaft mitunter 
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Andererseits kann die strategi-
sche (politische) Rolle des Auf-
sichtsrats durchaus von Vorteil 

sein, wenn das Unternehmen 
von Kenntnissen und Erfahrun-
gen der Aufsichtsratsmitglieder 
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te kommunaler Unternehmen 
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munalpolitischen Akteuren be-
setzt sind.
Dabei darf jedoch die heraus-

ragende Bedeutung des Organs 

Gesellschafter-
v e r s a m m l u n g 
nicht aus dem 
Blick verloren 
werden: Als ge-
sellschaftsrecht-
lich höchstes 
Organ ist die 
Gesellschafter-
v e r s a m m l u n g 
beispielsweise 
im Rahmen des 
Jahresabschlus-

ses für die Entlastung der Ge-
schäftsführung und des Auf-
sichtsrats verantwortlich. In den 
meisten Gebietskörperschaften 
ist diese Anteilseignerfunktion 
dem Beteiligungsmanagement 
zugeordnet. Das Beteiligungs-
management fungiert als fach-
licher Berater der politischen 
Gremien, aber auch der Verwal-

tungsspitze, und ist somit An-
sprechpartner in allen Fragen 
der Beteiligungssteuerung. Es 
regt Verbesserungen des Steue-
rungssystems an und ist für ei-
ne Anwendung und Umsetzung 
der PCGK-Instrumente von ent-
scheidender Bedeutung. 

Management entspricht nicht 
den Anforderungen

Allerdings entspricht das Be-
teiligungsmanagement oftmals 
weder personell noch materiell 
den gestiegenen Anforderungen 
(auch im Vergleich mit “klassi-
schen” Verwaltungsbereichen, 
wie z. B. den Haushaltsabteilun-
gen). Dies ist durchaus bemer-
kenswert, da in einigen Kom-
munen durch Ausgliederungen 
bereits mehr als 50 Prozent 
der Daseinsvorsorgeleistungen 

nicht mehr durch die klassische 
“Kernverwaltung”, sondern 
durch GmbHs, Zweckverbände 

oder Anstalten des öffentlichen 
Rechts erbracht werden. Dabei 
hat das Aufeinandertreffen un-
terschiedlicher Interessen und 
Auffassungen ein nicht uner-
��"�����
�#�����������������$�-
ne ein professionelles, personell 
und materiell gut aufgestelltes 
Beteiligungsmanagement wird 
es kaum gelingen, die notwen-
digen Steuerungsinstrumente 
in der Verwaltungspraxis zu 
etablieren. 

Köln im Jahre 2040
Leistungsfähige Infrastruktur generationengerecht finanzieren

(BS/lkm/gg) Wie können es Kommunen schaffen, finanzielle Handlungsfähigkeit und notwendige Investiti-
onen zum Erhalt und zur Entwicklung ihrer Infrastruktur in Einklang zu bringen? Wie ist dies möglich, wenn 
Schulden zu tilgen und gleichzeitig eine nachhaltige Stadtentwicklung zu gewährleisten sind? Wie können die 
Finanz- und Infrastrukturplanung langfristig die Finanzierung von Investitionen sichern? Welche Instrumente 
werden dazu benötigt und wie sind diese einzusetzen? Dies sind Fragen, die sich die Stadt Köln zusammen 
mit dem Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) und dem Finanzwissenschaftlichen Forschungsinstitut an der 
Universität zu Köln (FiFo) gestellt hat. Erste Erkenntnisse und weiterführende Schritte wurden Ende Dezember 
in Köln auf einem Symposium präsentiert und diskutiert.

Das vergessene Organ 
Warum es ohne ein effizientes Beteiligungsmanagement nicht geht

(BS/Lars Scheider) In den vergangenen zehn Jahren wurden eine Vielzahl von Instrumenten zur Führung und Steuerung öffentlicher Unternehmen 
von der Praxis und insbesondere auch von der wissenschaftlichen Lehre in Deutschland entwickelt bzw. deren Einsatz eingefordert. Vergleicht man 
jedoch die praktische Anwendung der Instrumente und die Anzahl der entsprechend veröffentlichten Kodizes zum Thema “Gute Unternehmens-
führung” (sog. PCGKs) mit der Anzahl der Kommunen/Gebietskörperschaften in Deutschland, dann ist diese immer noch als relativ überschaubar 
zu bewerten. Bei kritischer Betrachtung stellt sich insofern die Frage, warum ihr Einsatz teilweise noch ins Leere läuft.

Über 20 Millionen Euro seien in 
das Projekt der Fischzuchtanla-
gen versenkt worden. “Erste Maß-
nahmen waren das Schließen    
von Dokumentationslücken, 
Aufstellen von Grundsätzen bei 
der künftigen Dokumentation 
und den Jahresabschlusspro-
zess neuabzubilden”, sagt der 
Geschäftsführer der Stadtwerke 
Michael Böddeker. Des Weiteren 
wurde der Konzern, der aus acht 
Gesellschaften sowie mehreren 
Tochtergesellschaften bestand 
und 250 Mitarbeiter umfasste, 
umstrukturiert. “Wir begannen 
damit, aus zwei Verkehrsgesell-
schaften eine zu machen und 
die Gewerbeansiedlungsge-
sellschaft mit der Stadtwerke-
Holding zu verschmelzen”, so 
Böddeker. 

Neues Verkehrskonzept und 
Bürgersprechstunden

Aber damit einher seien auch 
Kündigungen und ein grund-
sätzlicher Personalabbau ge-
gangen. Die übrigen Mitarbeiter 
hingegen seien nach anfängli-
cher Skepsis engagiert dabei 
und würden viele Ideen zur Ver-
besserung mit einbringen. “Der 
größte dauerhafte Einspareffekt 
mit 1,3 Million Euro jährlich war 
die Neuausrichtung des ÖPNV”, 
so der Geschäftsführer. Durch 
eine Umstellung des Linienkon-
zepts seien die Taktung sowie die 
Anzahl der Linien und Haltestel-
len erhalten geblieben, während 
die Fahrkilometer um 100.000 
Kilometer reduziert wurden. 
Ein weiterer zentraler Bestand-
teil der Umstrukturierung seien 
auch Bürgersprechstunden ge-
wesen, um Wünsche sowie An-
regungen aus Fahrgastsicht zu 
berücksichtigen. 

Kundencenter:  
Ist der Kunde König?

Um den Fokus weiter auf den 
Kunden zu legen, sei ein neues 
Kundencenter in der Völklin-
ger Innenstadt eröffnet worden. 
Daneben sei das Online-Kun-
denportal erweitert worden und 
biete nun auch alle Informati-
onen in sieben Sprachen an. 
“Unsere Mitarbeiter wurden im 
Vorfeld für das Kundencenter 
geschult. Zudem arbeiten sie 
mit Systemen und Prozessen, 
die eine deutlich umfassendere 
und schnellere Bearbeitung von 

Kundenanliegen ermöglichen”, 
erklärt der Chef des Kunden-
services, Christian Hauschild. 
Daneben haben die Stadtwer-
ke neue Festpreistarife für Gas 
und Strom eingeführt. Trotz-
dem bleibt auch die Selbstkri-
tik: “Nicht alles hat optimal ge-
klappt, weil wir über unserer 
Kapazitätsgrenze gearbeitet ha-
ben”, ergänzt Hauschild. Auch 
hätten Formulierungen bei den 
Festpreisangeboten präziser 
sein können. 

Die Überreste des  
Fischzucht-Desasters

“Wir haben inzwischen 90 
Prozent der Vorgaben aus dem 
Sanierungsgutachten umge-
setzt und die Kapitaldienstfä-
higkeit des Konzerns wiederer-
langt”, zieht Böddeker Bilanz. 
Mithilfe eines Kredites, der den 
Sanierungskredit sowie beste-
hende Tilgungskredite von un-
terschiedlichen Bankinstituten 

abgelöst habe, sei eine Umschul-
dung gelungen. Dadurch seien 
neue Freiräume eröffnet wor-
den und die Position in den Bü-
chern “Nicht durch Eigenkapital 
gedeckter Fehlbetrag” sei ver-
schwunden. Die Altlasten, die 
durch die geplante Fischzucht-
anlage entstanden sind, schei-
nen abgetragen zu werden. Die 
seitens der CDU initiierte Fisch-
zuchtanlage, die dazu dienen 
sollte weltweite Nahrungsproble-
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elle Innovation für Kommunen 
sein sollte, lief nicht an. Aber es 
habe von Anfang an Probleme bei 
der Finanzierung gegeben, da In-
vestoren ausblieben und ein un-
durchsichtiger Wirtschaftsplan 
als Basis gedient habe. Die Pläne 
der Sanierung der Stadtwerke 
hingegen seien im Gegensatz da-
zu von nahezu allen Parteien im 
Stadtrat mitgetragen worden, so 
der Sprecher der Völklinger SPD 
Erik Roskothen.

Untergang der Fischzucht
Stadtwerke Völklingen sanieren sich nach Reinfall

(BS/Adrian Bednarski) Erst war Land unter bei den Stadtwerken Völklingen. Diese standen kurz vor der 
Insolvenz, nachdem die eigene Fischzucht als alternative Geldquelle ein Schlag ins Wasser war. Aber eine 
gemeinsame Sanierungsstrategie des Stadtrates sowie der Stadtwerke sichert aktuell die finanzielle Situa-
tion. Neben den Krediten waren die Mitarbeiter sowie Innovationen ausschlaggebend – was kann von den 
Stadtwerken gelernt werden?

Ass. jur. Lars Scheider ver-
antwortet als Abteilungs-
leiter Beteiligungsmanage-
ment der Stadtkämmerei 
der Stadt Frankfurt am Main 
alle Grundsatzfragen der Be-
teiligungssteuerung der 500 
städtischen Beteiligungsge-
sellschaften. Foto: BS/privat

Hamburger Tag der Beteiligungsverwaltung

Vom passiven Verwalten zum aktiven Steuern
21. - 22. Februar 2018, Hamburg

www.beteiligungsverwaltung.org

Aus der Praxis für die Praxis
Kompetenz für Fach- und Führungskräfte
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Die Stadtwerke Völklingen sind mit der Fischzucht auf Grund gelaufen. Aber 
es gelang ihnen eine Sanierung des Geschäfts, auch wenn dies mit vielen 
Umstrukturierungen verbunden war.  Foto: BS/Jerzy Sawluk, pixelio.de

Köln versucht, eine Balance zwischen 
infrastrukturellen Bedarfen und deren 
Finanzierung in Zeiten knapper Res-
sourcen zu finden.
 Foto: BS/Guy Gorek, cc by nc nd 2.0, flickr.com

 MELDUNG

(BS/stb) Der große Stromnetz-
betreiber Tennet musste im Jahr 
%&'*�������+����������6��������
fast eine Milliarde Euro für Not-
eingriffe ins Netz zahlen. 2015 
lagen die Kosten mit 710 Mil-
lionen Euro deutlich darunter, 
im windschwachen Jahr 2016 
erreichten sie nur 660 Millionen 
Euro. Eingriffe sind dann nö-
tig, wenn wegen starken Windes 
in norddeutschen Windparks 
mehr Strom produziert wird, als 

die Netze aufnehmen können. 
Die Kosten dafür werden über 
Netzentgelte auf den Strompreis 
umgelegt. “Das Netz ist wegen 
des starken Zubaus der Erneu-
erbaren weiter extrem belastet. 
Wir brauchen ein Energiewen-
de-Netz, also die vom Gesetz-
geber bereits beschlossenen 
Netzausbauprojekte”, forderte 
das Tennet-Geschäftsführungs-
mitglied Lex Hartmann (mehr zur 
Stromversorgung siehe S. 44). 

Kosten für Noteingriffe in Rekordhöhe


